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N i e d e r s c h r i f t 

 
über die öffentliche Sitzung des Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde Tiefenbach am 12. Juni 
2025 in Tiefenbach. 
 
Der Vorsitzende, 1. Bürgermeister Christian Fürst, erklärt die anberaumte Sitzung für eröffnet und 

stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit des Bau- und Umweltausschuss fest. 

Einwände gegen die vorliegende Tagesordnung werden nicht vorgetragen. 

 

Folgende Gemeinderatsmitglieder sind bei der Sitzung anwesend: 

 Name, Vorname  
 1. Bürgermeister Christian Fürst  
 Anna-Lena Fürst, CSU   
 Josef Sattler, CSU  
 Richard Roßgoderer, CSU  
 Manfred Bründl, Unsere Zukunft  
 Johann Kirchberger, Bürgerliche Wähler  
 Josef Fehrer, FWG  
 Christina Roßgoderer, Bündnis 90/Die Grünen entschuldigt 
 Alfred Gimpl, SPD  

 
 

 
1. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 13. Mai 2025. 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss genehmigt die Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 13. Mai 
2025. 

Abstimmung:              8 : 0 
(ohne GRin Roßgoderer)  

 

 
2. Bericht über den Vollzug der gefassten Beschlüsse der öffentlichen Sitzung vom 13. Mai 2025. 
 
Der Bau- und Umweltausschuss wird über den Vollzug der Beschlüsse des öffentlichen Teils der Sitzung 
vom 13. Mai 2025 informiert. 
 

 
3. Bauantrag von Roßgoderer Andreas für den Neubau eines mehrhäusigen Milchviehstalles mit 
Laufhof und Weidegang auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 1611, Gemarkung Tiefenbach, 
Hörmannsberger Feld bei Götzing. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Umstellung der Tierhaltung von Mastbullen auf Milchvieh. Geplante Tierzahl: 70 Milchkühe + 74 
Nachzucht 
- Neubau Milchviehstall mit drei Gebäudeteilen Pultdach 14° bzw. Satteldach 14° bzw. 24°, Grundriss 
insgesamt 54,84 m x 29,79 m, 
- Das bestehende Stallgebäude wird für die Nachzucht genutzt 
 



Darstellung im Flächennutzungsplan:   
- Fläche für die Landwirtschaft, Bodendenkmal 
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- nicht vorhanden; Außenbereich 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- Vorhaben nach § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
Das Vorhaben dient dem bestehenden landwirtschaftlichen Betrieb. Öffentliche Belange stehen dem 
Vorhaben nicht entgegen.  
 
Der Standort befindet sich außerhalb des in der Denkmalliste als Bodendenkmal erfassten Bereichs (D-
2-7346-0026). 
Zum naturschutzrechtlichen Ausgleich werden 11 Obstbäume auf dem Baugrundstück gepflanzt. 
 
Örtliche Bauvorschriften: 
Stellplätze: kein Stellplatzmehrbedarf 
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (ausgebauter öffentlicher Feld- und Waldweg Nr.744) 
- Wasserversorgung: Anschluss an die priv. Wasserversorgung der Wassergemeinschaft Götzing 
- Schmutzwasserentsorgung: das Abwasser aus der Milchkammer wird in die Güllegrube abgeleitet  
- Niederschlagswasser: flächenhafte Versickerung auf dem Baugrundstück 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 

  Abstimmung:     7 : 0 
(ohne GRin Roßgoderer,  

ohne GR Roßgoderer - pers. beteiligt) 
 

 
4. Bauantrag von Florea Mihai-Alin und Mihaela auf Anbau an das bestehende Wohnhaus auf dem 
Grundstück mit der Flur-Nr. 1454/7, Gemarkung Kirchberg, Birkenstraße 6. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Anbau im Untergeschoss des bestehenden Wohnhauses zur Vergrößerung eines Wohnraumes (10,65 
m x 2,50 m) 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan: 
- Allgemeines Wohngebiet 
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- nicht vorhanden 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 34 BauGB; Die nähere Umgebung entspricht einem faktischen WA 
- Das Bauvorhaben fügt sich hinsichtlich Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der 
überbaubaren Grundstücksflächen in die Eigenart der näheren Umgebung ein. 
 
Örtl. Bauvorschriften:  
- Stellplatzsatzung: kein Stellplatzmehrbedarf 
 
Erschließung 



- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (Ortsstraße Nr. 29, Birkenstraße) 
- Wasserversorgung: best. Anschluss an öffentliche Anlage (Stadtwerke Passau) 
- Schmutz- u. Niederschlagswasser: best. Anschluss an öffentlichen Mischwasserkanal 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 

Abstimmung:              8 : 0 
(ohne GRin Roßgoderer)  

 

 
5. Bauantrag von Bärbel Kramer auf Anbau eines Wintergartens an das bestehende Wohnhaus auf 
dem Grundstück mit der Flur-Nr. 333/75, Gemarkung Tiefenbach, Dachsbergstraße 1. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Anbau Wintergarten (Grundriss 4,40 m x 3,80 m, Pultdach 7,5°, Holz-Aluminiumprofile mit 
Isolierverglasung) 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan:   
- Allgemeines Wohngebiet  
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- WA „Hofacker“ 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 30 Abs. 1 und § 31 Abs. 2 BauGB 
- Das Vorhaben widerspricht den planlichen Festsetzungen des Bebauungsplans (Deckblatt Nr. 6) 
hinsichtlich der Überschreitung der Baugrenzen in Richtung Norden sowie den textlichen 
Festsetzungen des Bebauungsplans (Deckblatt Nr. 7) bezüglich Dachform und –neigung (Pultdach 7,5° 
anstatt Satteldach 15 – 22°). Aufgrund der geringen Ausmaße des geplanten erdgeschossigen Anbaus 
sind die Abweichungen von den Festsetzungen des Bebauungsplans städtebaulich vertretbar. Die 
Grundzüge der Planung werden dadurch nicht berührt. Eine Beeinträchtigung öffentlicher sowie 
nachbarlicher Belange ist nicht ersichtlich. Die gesetzlichen Abstandsflächen werden eingehalten. 
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (Dachsbergstraße) 
- Wasserversorgung: bestehender Anschluss an öffentliche Anlage (SWP) 
- Abwasserentsorgung: bestehender Anschluss an öffentliche Kanalisation im Mischsystem 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag sowie den beantragten Befreiungen 
(Baugrenzen, Dachform, Dachneigung) das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 

Abstimmung:              8 : 0 
(ohne GRin Roßgoderer)  

 

 
6. Bauantrag von Prausch Udo auf Nutzungsänderung von Großtagespflege zu Zweifamilienhaus auf 
dem Grundstück mit der Flur-Nr. 98/37, Gemarkung Kirchberg, Am Südhang 5. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Nutzungsänderung zu Zweifamilienhaus 



- im nordwestlichen Bereich des Grundstücks Rückbau der Gabionenmauer und Erstellung von zwei 
Stellplätzen  
- im Übrigen keine baulichen Änderungen an Gebäude und Außenanlagen 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan:   
- Allgemeines Wohngebiet  
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- WA „Südhang Erweiterung“ 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 30 Abs. 1 und § 31 Abs. 2 BauGB 
- Das Vorhaben widerspricht den planlichen Festsetzungen des Bebauungsplans hinsichtlich der 
teilweisen Lage der Stellplätze außerhalb der Baugrenzen. Die Abweichungen von den Festsetzungen 
des Bebauungsplans sind städtebaulich vertretbar. Die Grundzüge der Planung werden dadurch nicht 
berührt. Eine Beeinträchtigung öffentlicher sowie nachbarlicher Belange ist nicht ersichtlich.  
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (Am Südhang) 
- Wasserversorgung: bestehender Anschluss an öffentliche Anlage (SWP) 
- Schmutzwasser: bestehender Anschluss an öffentliche Kanalisation im Mischsystem 
- Niederschlagswasser: wird auf dem Baugrundstück versickert 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag sowie der beantragten Befreiung 
(Baugrenzen) das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 

Abstimmung:              8 : 0 
(ohne GRin Roßgoderer)  

 

 
7. Bauantrag von Ehrenthaler Edeltraud, Konrad und Max für einen eingeschossigen Anbau mit 
Dachterrasse an das bestehende Einfamilienhaus auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 1011, 
Gemarkung Tiefenbach, Oberkaining 2. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Anbau an der Südseite des bestehenden Wohnhauses im Erdgeschoss (Grundriss 4,99 m x 4,00 m, 
darüber Dachterrasse) 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan: 
- Fläche für die Landwirtschaft 
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- nicht vorhanden, Außenbereich 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 35 Abs. 4 Satz 1 Nr. 5 BauGB 
- Es handelt sich um eine angemessene Erweiterung eines bestehenden Wohnhauses. Das bestehende 
Gebäude wurde zulässigerweise errichtet (Baugenehmigung Az. 263/70 vom 15.04.1970). Öffentliche 
Belange werden durch das Bauvorhaben nicht beeinträchtigt. 
 
Örtliche Bauvorschriften:  
- Stellplatzsatzung: kein Stellplatzmehrbedarf 
 



Erschließung: 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (GVStr. Nr. 126) 
- Wasserversorgung: best. Anschluss an öffentliche Anlage (SWP) 
- Schmutzwasserbeseitigung: best. Anschluss an öffentlichen Schmutzwasserkanal 
- Niederschlagswasser: wird eigenständig entsorgt 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag das Einvernehmen nach § 36 BauGB. 
 

Abstimmung:              8 : 0 
(ohne GRin Roßgoderer)  

 

 
8. Bauleitplanung –Änderung des Bebauungsplanes „Hof 1“ mit Deckblatt Nr. 4 für den Bereich einer 
Teilfläche des Grundstücks mit der Flur-Nr. 530, Gemarkung Tiefenbach – Abwägung der 
eingegangenen Stellungnahmen aus der erneuten Beteiligung und Beratung zur Fassung des 
Satzungsbeschlusses. 
 
Der Aufstellungsbeschluss für die Änderung des Bebauungsplans „Hof 1“ mit Deckblatt Nr. 4 wurde in 
der Sitzung des Bau- und Umweltausschusses am 21.01.2021 gefasst. Die frühzeitige Beteiligung der 
Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange erfolgte vom 03.10.2022 bis 
einschließlich07.11.2022. Die ordentliche (zweite) Beteiligung erfolgte vom 16.10.2023 bis 
einschließlich 17.11.2023. Nach der ordentlichen Beteiligung erfolgte eine weitere Beteiligung des 
Landratsamtes Passau Sachgebiet Bauwesen rechtlich, da Belange aus deren Stellungnahme noch zu 
klären waren und zudem eine Beteiligung des Regionalen Planungsverbandes Donau-Wald und der 
Regierung von Niederbayern. 
 

Landratsamt Passau -
Sachgebiet Bauwesen 
rechtlich  
Stellungnahme  
vom 08.04.2025 

Zu dem vorgelegten Bebauungsplandeckblattentwurf in der Fas-
sung vom 22.06.2023nehmen wir als Träger öffentlicher Be-
lange wie folgt Stellung: 
 
a. Im Plan sollte es deutlich MI 1 und MI 2 heißen 
 
 
b. In Ziff. 8 des Verfahrensblattes ist nach „Begründung“ zu er-
gänzen: und zusammenfassende Erklärung 
 
 
 
c. Eine neue „nahezu hälftige“ Aufteilung des Mischungsverhält-
nisses können wir nicht erkennen; im Gegenteil sollen jetzt so-
gar 3 Wohnungen im MI 2 zulässig sein.  
 

 
 
 
 
Zu a. Die Bezeichnungen werden deutlicher ge-
fasst. 
 
Zu b. Das Verfahrensblatt wird nach dem neuen 
Muster aus den Planungshilfen des bayerischen 
Staatsministeriums für Wohnen, Bau und Verkehr 
vom 30.04.2025 gefasst. 
 
Zu c. Es sind zwar max. 3 Wohnungen im MI 2 
zulässig, jedoch sind die überbaubaren Flächen 
in MI 1 und MI 2 nahezu gleich und in MI 1 ist die 
GRZ auch doppelt so groß; somit kann aus Sicht 
der Gemeinde ein nahezu hälftiges Aufteilungs-
verhältnis von MI 1 und MI 2 angenommen wer-
den. 
 

Regionaler Planungsver-
band Donau-Wald 
Stellungnahme vom 
04.06.2025 

 
Keine Einwendungen 

 
Keine Abwägung erforderlich 

Regierung von Niederbay-
ern 
Stellungnahme vom 
04.06.2025 

die Gemeinde Tiefenbach beabsichtigt, den Flächennutzungs-
plan (DB 18) und den Bebauungsplan „Hof 1“ (DB 4) zu än-
dern, um die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für die  
Umnutzung einer Gewerbefläche in ein zoniertes Mischgebiet 
zu schaffen. 
Erfordernisse der Raumordnung sind hiervon nicht negativ be-
rührt. Es sei aber der Hinweis erlaubt, dass in vielen Fällen 
„Betriebsleiterwohnen“ sehr häufig nicht aus dem betrieblichen  
Ablauf heraus notwendig ist, und damit die ohnehin raren „rich-
tigen“ Gewerbeflächen in der Region in ihrer Nutzbarkeit einge-
schränkt werden. 
 

 
In dem Gewerbeteil MI 1 des Mischgebietes sind 
keine Betriebsleiterwohnungen vorgesehen. 

 
 



Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet die vorstehende Abwägung und fasst den 
Satzungsbeschluss für die Änderung des Bebauungsplans „Hof 1“ mit Deckblatt Nr. 4. 
 

Abstimmung:              8 : 0 
(ohne GRin Roßgoderer)  

 
9. Bauleitplanung - Änderung des Flächennutzungsplanes mit Deckblatt Nr. 18 für eine Teilfläche des 
Grundstücks mit der Flur-Nr. 530, Gemarkung Tiefenbach von einem eingeschränkten 
Gewerbegebiet zu einem Mischgebiet – Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen aus der 
erneuten Beteiligung und Vorberatung zur Fassung des Satzungsbeschlusses. 
 
Der Aufstellungsbeschluss für die Änderung des Flächennutzungsplans mit Deckblatt Nr. 18 wurde in 
der Sitzung des Gemeinderats am 27.07.2023 gefasst. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit, 
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange erfolgte vom 16.10.2023 bis einschließlich 
17.11.2023 parallel zur zweiten Beteiligung im Änderungsverfahren des Bebauungsplans „Hof 1“. 
Nach der ordentlichen Beteiligung zur Änderung des Bebauungsplans „Hof 1“ erfolgte eine weitere 
Beteiligung des Landratsamtes Passau Sachgebiet Bauwesen rechtlich, da Belange aus deren 
Stellungnahme noch zu klären waren und zudem eine Beteiligung des Regionalen Planungsverbandes 
Donau-Wald und der Regierung von Niederbayern auch im Änderungsverfahren zum 
Flächennutzungsplan. 
 

Landratsamt Passau -
Sachgebiet Bauwesen 
rechtlich  
Stellungnahme  
vom 08.04.2025 

Zu dem vorgelegten Bebauungsplandeckblattentwurf in der Fas-
sung vom 22.06.2023nehmen wir als Träger öffentlicher Be-
lange wie folgt Stellung: 
 
a. Dem Deckblatt ist kein aktueller Lageplan hinterlegt worden 
 
 
b. Das Deckblatt ist in der Begründung mit „16“ bezeichnet 
 
 
 
c. Der Sitzungsniederschrift vom 22.02.2024 ist nicht zu entneh-
men, ob und ggf. welche Stellungnahme die Regierung von Nie-
derbayern abgegeben hat.  
 

 
 
 
 
Zu a. Ein aktueller Lageplan wird hinterlegt. 
 
 
Zu b. Die Bezeichnung wird auf „18“ geändert 
 
 
 
Zu c. Die Stellungnahme der Regierung von Nie-
derbayern und des Regionalverbands Donau-
Wald wurden nachgeholt und sind nachstehend 
aufgeführt. Im Übrigen erfolgt für die Änderung 
des Flächennutzungsplans noch die ordentliche 
(zweite) Beteiligung. 
 

Regionaler Planungsver-
band Donau-Wald 
Stellungnahme vom 
04.06.2025 

 
Keine Einwendungen 

 
Keine Abwägung erforderlich 

Regierung von Niederbay-
ern 
Stellungnahme vom 
04.06.2025 

die Gemeinde Tiefenbach beabsichtigt, den Flächennutzungs-
plan (DB 18) und den Bebauungsplan „Hof 1“ (DB 4) zu än-
dern, um die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für die  
Umnutzung einer Gewerbefläche in ein zoniertes Mischgebiet 
zu schaffen. 
Erfordernisse der Raumordnung sind hiervon nicht negativ be-
rührt. Es sei aber der Hinweis erlaubt, dass in vielen Fällen 
„Betriebsleiterwohnen“ sehr häufig nicht aus dem betrieblichen  
Ablauf heraus notwendig ist, und damit die ohnehin raren „rich-
tigen“ Gewerbeflächen in der Region in ihrer Nutzbarkeit einge-
schränkt werden. 
 

 
In dem Gewerbeteil MI 1 des Mischgebietes sind 
keine Betriebsleiterwohnungen vorgesehen. 

 
Da bisher aber noch keine ordentliche (zweite) Beteiligung zum Änderungsverfahren des 
Flächennutzungsplans mit Deckblatt Nr. 18 durchgeführt worden ist, muss diese nun nachgeholt 
werden. 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss billigt den Entwurf der Änderung des Flächennutzungsplans mit 
Deckblatt Nr. 18 nach Einarbeitung der vorstehenden Abwägung und fasst den Auslegungsbeschluss 



für die ordentliche (zweite) Beteiligung der Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange. 
 

Abstimmung:              8 : 0 
(ohne GRin Roßgoderer)  

 

 
10. Bauleitplanung – Aufstellen des Bebauungsplanes „WA – Am Jackinger Berg“ für die Grundstücke 
mit den Flur-Nrn. 587/61, 587/62 und 587/63, jeweils Gemarkung Tiefenbach – Beratung über das 
Fassen des Billigungs- und Auslegungsbeschlusses zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit, 
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange. 
 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 27.04.2025 den Aufstellungsbeschluss für den 
Bebauungsplan „WA – Am Jackinger Berg“ im Parallelverfahren mit der Änderung des 
Flächennutzungsplans mit Deckblatt Nr. 16 gefasst. Frau Architektin Dipl.Ing.FH, Spitzendorf 4a, 
94104 Witzmannsberg hat nun den Vorentwurf des Bebauungsplans erstellt. Der Bebauungsplan mit 
nachstehenden Eckdaten wird dem Plenum vorgestellt. 
 
 

 
 
 



 
 

 
 
 



 
 

 
 
 
Folgende Änderungen sollen noch mit aufgenommen werden: 
 
1. Flachdächer auf Nebengebäuden müssen bepflanzt werden. 



2. Die Abwasserkanäle, Schmutzwasser (oben in braun gezeichnet) und Oberflächenwasser, sowie 
der Stauraumkanal müssen so geplant und in den Bebauungsplan übernommen werden, dass eine 
Überbauung nur in einem Abstand von 1,50 m links und rechts der Leitungen zulässig ist. Hierzu soll 
vor Satzungsbeschluss auch noch eine Grunddienstbarkeit notariell beurkundet werden. 
3. Bei Blecheindeckungen sind Bleibleche nicht zulässig. 
4. Im Abstand von mind. 1 m zur Grundstücksgrenze sind keine Abgrabungen / Aufschüttungen oder 
Stützwände zulässig. Das Urgelände darf in dem Bereich nicht verändert werden. 
5. Die Fläche südlich der Knödellinie soll auf Ansuchen des Antragstellers aus dem Plangebiet 
genommen werden, da hier keine Änderungen vorgesehen sind und das bestehende 
Regenrückhaltebecken für das Plangebiet nicht als Entwässerungsbecken geeignet ist. 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss billigt den Vorentwurf des Bebauungsplans „WA – Am Jackinger 
Berg“ nach Einarbeitung der vorstehenden Änderungen und fasst den Auslegungsbeschluss für die 
frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange. 
 

Abstimmung:              8 : 0 
(ohne GRin Roßgoderer)  

 

 
11. Bauleitplanung - Änderung des Flächennutzungsplanes mit Deckblatt Nr. 16 für die Grundstücke 
mit den Flur-Nrn. 587/61, 587/62 und 587/63, jeweils Gemarkung Tiefenbach von einer 
landwirtschaftlichen Fläche zu einem Allgemeinen Wohngebiet – Abwägung der eingegangenen 
Stellungnahmen aus der erneuten Beteiligung und Vorberatung zur Fassung des 
Satzungsbeschlusses. 
 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 27.04.2025 den Aufstellungsbeschluss für die Änderung des 
Flächennutzungsplans mit Deckblatt Nr. 16 im Parallelverfahren mit der Aufstellung des 
Bebauungsplans „WA – Am Jackinger Berg“ gefasst. Frau Architektin Dipl.Ing.FH, Spitzendorf 4a, 94104 
Witzmannsberg hat nun den Vorentwurf der Änderung erstellt. Die Änderung mit nachstehenden 
Eckdaten wird dem Plenum vorgestellt. 
 
 
 

 
Auszug aus dem Original-Flächennutzungsplan 



 
Aktueller Flächennutzungsplan: Plangebiet ist als landwirtschaftliche Fläche dargestellt 

 

 
Geplanter Flächennutzungsplan: Das Plangebiet wird als Allgemeines Wohngebiet aufgenommen 

 
Beschluss: 

 
Der Bau- und Umweltausschuss billigt den Vorentwurf der Änderung des Flächennutzungsplans mit 
Deckblatt Nr. 16 und fasst den Auslegungsbeschluss für die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit, 
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange. 
 

Abstimmung:              8 : 0 
(ohne GRin Roßgoderer)  

 

 
 



12. Bauleitplanung – Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „MU Tiefenbach Mitte“ 
(urbanes Gebiet = MU) im beschleunigten Verfahren nach § 13 a Baugesetzbuch (BauGB) für die Flur-
Nummern 5/4, 5/11, 5/17, 6, 7 und 26, sowie Teilflächen der Flur-Nummern 25/2, 5/9 jeweils 
Gemarkung Tiefenbach – Beratung über die Fassung des Aufstellungsbeschlusses. 
 
Der Bauherr HMP GmbH & Co KG stellt den Antrag auf Änderung des Bebauungsplans MU Tiefenbach 
Mitte mit Deckblatt Nr. 1. Der Antrag wird dem Plenum vorgelesen. 
 
Im Erdgeschoss und im Außenbereich des südlichsten Baukörpers war ursprünglich die Nutzung einer 
Gastronomie mit Gastgarten festgesetzt. 
 

 
 

Trotz intensiver Bemühungen ist es dem Bauherrn nicht gelungen, einen Gastronomen zu finden. Aus 
diesem Grund soll die Nutzung im Erdgeschoss des südlichsten Gebäudes auch als nicht störendes 
Gewerbe oder für freiberufliche Tätigkeiten zugelassen werden. Derzeit ist die Nutzung als Apotheke 
geplant. Um einen längeren Leerstand des Gebäudes zu vermeiden ist eine Änderung des 
Bebauungsplans aus städtebaulicher Sicht erforderlich. 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet den gestellten Antrag und fasst den 
Aufstellungsbeschluss für die Änderung des Bebauungsplans MU Tiefenbach Mitte mit Deckblatt Nr. 
1. 

Abstimmung:              8 : 0 
(ohne GRin Roßgoderer)  

 

 
 
 



13. Bauleitplanung – Änderung des Bebauungsplans Allerting West mit Deckblatt Nr. 9 für die 
Grundstücke mit den Flur-Nrn. 298/23 und 298/24, jeweils Gemarkung Tiefenbach, Allertinger 
Straße 38 und Anna-Knott-Straße 2 – Beratung über das Fassen des Aufstellungsbeschlusses. 
 
Die beiden Doppelhaushälften auf den Grundstücken mit den Flur-Nrn. 298/23 und 298/24, jeweils 
Gemarkung Tiefenbach, Allertinger Str. 38 und Anna-Knott-Straße 2 wurden abweichend von den 
Festsetzungen des Bebauungsplans Allerting-West errichtet. Der Grundstückseigentümer der Flur-Nr. 
298/24 beantragt eine Änderung des Bebauungsplans um die bestehenden Gebäude rechtskonform 
erhalten zu können. Der Antrag wird dem Plenum vorgelesen. 
 

 
Aktueller Lageplan mit eingezeichneten Baugrenzen des Bebauungsplans 

 

 
Ausschnitt aus dem Bebauungsplan 

 
 



 
Parkplatzübersicht 

 
 
Die beantragten Änderungen für das Doppelhaus Allertinger Straße 38 und Anna-Knott-Straße 2 sind 
im Einzelnen: 
 
1.1 Änderung der Anzahl der zulässigen Wohneinheiten auf max. 3 für die Doppelhaushälfte auf dem 
Grundstück mit der Flur-Nr. 298/23, Gemarkung Tiefenbach 
Bisher: 2 Wohnungen je Doppelhaushälfte 
2.1 Änderung der Anzahl der zulässigen Vollgeschosse auf max. III 
Bisher max. II 
2.2 Änderung des Gebäudetyps: UG, EG und OG 
Bisher: EG OG und EG DG 
2.2 Änderung der Baugrenzen für Hauptgebäude, Garagen, Stellplätze und Stützmauer 
2.3 Änderung Dachform und -neigung (Zulassung Pultdach mit 7° Dachneigung) 
Bisher: Satteldach 
2.4 Änderung der zulässigen Wandhöhe talseits bis zu 7,60 m bis UK Dachkonstruktion (an der 
nordwestlichen Ecke des Hauptgebäudes) 
Bisher: Bei EG OG 6 m 
 
Die vom Bebauungsplan Allerting West und den eingereichten Bauantragsunterlagen abweichende 
Bauausführung ist so weitreichend, dass sie nicht mehr dem ursprünglichen Sinn des Bebauungsplans 
für den überplanten Bereich entspricht. 
 

Beschluss: 
 

Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für den Antrag zur Änderung des Bebauungsplans 
Allerting West mit Deckblatt Nr. 9 aussprechen kann.  

Abstimmung:              0 : 8 
(ohne GRin Roßgoderer)  

 

 
14. Neuerrichtung eines Parkplatzes im Ortszentrum von Kirchberg vorm Wald – Auftragsvergabe 
für die Zaunbauarbeiten nach durchgeführter beschränkter Ausschreibung.  
 
Die Neuerrichtung eines Parkplatzes im Ortszentrum von Kirchberg v. W. wird vom Amt für Ländliche 
Entwicklung Niederbayern im Rahmen der „Dorferneuerungs- und Infrastrukturprojekte zur 
Umsetzung des ELER-Programms 2023 bis 2027 in Bayern“ gefördert. Bei dieser Förderung beteiligt 



sich die Europäische Union an der Zuwendung. Mit Schreiben vom 19.03.2025 haben wir den 
Zuwendungsbescheid für die obige Maßnahme mit einer (vorläufigen) Zuwendungssumme in Höhe 
von 74.947,56 Euro erhalten. Nach Erhalt des Förderbescheides wurde mit der Ausschreibung der 
Maßnahme begonnen. Die Gesamtausgaben lt. Förderantragsstellung belaufen sich auf 320.261,80 €. 
Als reine Baukosten wurden 204.822,80 € veranschlagt, wobei hier nur ein Netto-Teilbetrag in Höhe 
von 124.912,61 € der Bauausgaben als zuwendungsfähig anerkannt wird. Der Fördersatz dieser 
anerkannten Nettobaukosten beträgt 60%.  
 
Die Auftragsvergabe für die Tiefbau- und Landschaftsbauarbeiten mit einer Angebotssumme von 
143.362,93 € /brutto an die Fa. Schneider Bau in Ruderting erfolgte in der Gemeinderatssitzung vom 
22.05.2025. 
 

Sachverhaltsdarstellung 

 Ex-ante Veröffentlichung am:  29.04.2025 

 Versand/Veröffentlichung der Ausschreibungsunterlagen am: 13.05.2025 

 Submission am:       02.06.2025 

um 14:15 Uhr 

 geplanter Ausführungsbeginn: ab 10.06.2025 

 geplante Fertigstellung: bis 25.07.2025 

Angeforderte Angebote: 5 

Abgegebene Angebote: 1 

Kostenschätzung: 35.890,40 €/brutto 

Wirtschaftlichster Bieter: Fa. Wengler e.K. Zaun- und Toranla-

gen, 93426 Roding 

Angebotssumme:  30.980,46 €/brutto 

Differenz Angebotssumme/Kostenberechnung: 4.909,94 €/brutto 

nächster entfällt 

höchster entfällt 

 

Beschluss: 
 

Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die Beauftragung des wirtschaftlichsten Bie-
ters, der Fa. Wengler e.K. Zaun- und Toranlagen aus Roding mit einer Auftragssumme in Höhe von 
30.980,46 €/brutto aussprechen kann. 

Abstimmung:              8 : 0 
(ohne GRin Roßgoderer)  

 

 
15. Neubau einer Kindertagesstätte in Tiefenbach – Auftragsvergabe des Gewerks WC-Trennwände 
nach durchgeführter beschränkter Ausschreibung.  
 

Sachverhaltsdarstellung 

 Ex-ante Veröffentlichung am:  22.04.2025 



 Versand/Veröffentlichung der Ausschreibungsunterlagen am: 06.05.2025 

 Submission am:     
 

02.06.2025 

um 15:00 Uhr 

 geplanter Ausführungsbeginn: Juli 2025  

 geplante Fertigstellung: August 2025 

 
Angeforderte Angebote: 14 

Abgegebene Angebote: 6 

Kostenberechnung gem. bepreisten LV: 15.755,60 €/brutto 

Wirtschaftlichster Bieter: Fa. Herbert Bauer, Tiefenbach  

Angebotssumme:  12.291,51 €/brutto 

Differenz Angebotssumme/Kostenberechnung: 3.464,09 €/brutto 

nächster 13.671,91 €/brutto 

höchster 22.346,57 €/brutto 

 

Beschluss: 
Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die Beauftragung des wirtschaftlichsten Bie-
ters, der Firma Herbert Bauer aus Tiefenbach mit einer Auftragssumme in Höhe von 12.291,51 
€/brutto aussprechen kann. 

Abstimmung:              8 : 0 
(ohne GRin Roßgoderer)  

 

 
16. Neubau einer Kindertagesstätte in Tiefenbach – Auftragsvergabe des Gewerks mobile Glaswand 
nach durchgeführter beschränkter Ausschreibung. 
 

Sachverhaltsdarstellung 

 Ex-ante Veröffentlichung am:  22.04.2025 

 Versand/Veröffentlichung der Ausschreibungsunterlagen am: 06.05.2025 

 Submission am:      
 

02.06.2025 

um 15:20 Uhr 

 geplanter Ausführungsbeginn: Juli 2025 

 geplante Fertigstellung: August 2025 

 
Angeforderte Angebote: 7 

Abgegebene Angebote: 2 

Kostenberechnung gem. bepreisten LV: 40.424,30 €/brutto 

Wirtschaftlichster Bieter: Zillinger Glasbau GmbH, Vilshofen 

Angebotssumme:  38.254,66 €/brutto 



Differenz Angebotssumme/Kostenberechnung bepreistes LV: 2.169,64 €/brutto 

nächster / höchster  58.083,90 €/brutto 

 

 

Beschluss: 
Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die Beauftragung des wirtschaftlichsten Bie-
ters, der Firma Glasbau Zillinger GmbH aus Vilshofen mit einer Auftragssumme in Höhe von 
38.254,66 €/brutto aussprechen kann. 

Abstimmung:              8 : 0 
(ohne GRin Roßgoderer)  

 

 
17. Neubau einer Kindertagesstätte in Tiefenbach – Beratung über den Nachtrag 3, erhöhter 
Montageaufwand, der Georg Breitenfellner GmbH 
 
Als Nachtrag werden von der Breitenfellner GmbH Mehrkosten für den erhöhten Montageaufwand 
der Lüftungsanlage sowie das geänderte Montagesystem der dezentralen Lüftungsgeräte angeboten.  
Die Montage der Lüftungsanlage muss aufgrund der kurzen Bauzeit im nahezu fertiggestellten 
Innenausbau erfolgen. 
Aufgrund der bereits montierten Innenwandverkleidung sowie der bereits verlegten Böden sind keine 
Schneidarbeiten, Flexarbeiten etc. im Gebäudeinneren möglich, so dass sämtliche Zuschneidearbeiten 
außerhalb des Gebäudes erfolgen müssen. 
Zudem ist aufgrund des bereits erfolgten Innenausbaus erhöhte Vorsicht bei den Montagearbeiten 
geboten um Beschädigungen an Wand- und Bodenflächen zu vermeiden. 
Aufgrund vorgenannter Umstände ergeben sich Mehrkosten für zusätzliche Wegezeiten, 
Schutzmaßnahmen und erhöhte Sorgfalt. 
Die Mehrkosten für den erhöhten Montageaufwand der Lüftungsanlage sowie das geänderte 
Montagesystem der dezentralen Lüftungsanlage belaufen sich auf insgesamt 11.599,88 € brutto. 
 

Beschluss: 
 

Der Vorsitzende lässt über die Genehmigung des Nachtrags Nr. 3 der Breitenfellner GmbH i. H. v. 
11.599,88 € brutto abstimmen. 

Abstimmung:              8 : 0 
(ohne GRin Roßgoderer)  

 

 
18. Neubau einer Kindertagesstätte in Tiefenbach – Beratung über den Nachtrag 1, 
Sockelverblechung und Edelstahl beschichtet, der Spenglerei Hans Wagner 
 
Als Nachtrag werden von der Spenglerei Hans Wagner Mehrkosten für beschichtete Edelstahlbleche 
als Sockelverblechung angeboten. 
Die ausgeschriebenen Sockelbleche aus pulverbeschichteten Aluminium wurden in den Teilbereichen 
welche gepflastert werden, und z. B. Streusalz zum Einsatz kommt, aufgrund Langlebigkeit und 
optischen Ausblühungen in pulverbeschichtete Edelstahlbleche abgeändert. 
Angebote für alternative Ausführungsmöglichkeiten wie z. B. Eternit-Platten wurden ebenfalls 
eingeholt, diese stellten sich jedoch als deutlich kostenintensiver heraus. 
Die Mehrkosten für die beschichteten Edelstahlsockelbleche belaufen sich auf insgesamt 11.703,65 € 
brutto. 
 

Beschluss: 
 



Der Bau- und Umweltausschuss genehmigt den Nachtrag Nr. 1 der Spenglerei Hans Wagner, wie 
gezeigt, unter der Voraussetzung, dass die ursprünglich angebotenen Alubleche in Abzug gebracht 
werden. Hierdurch wird sich der Nachtragsbetrag verringern. 

Abstimmung:              8 : 0 
(ohne GRin Roßgoderer)  

 

 
19. Vorberatung über die Beauftragung der IfE GmbH für die Erarbeitung einer kommunalen 
Wärmeplanung für die Gemeinde Tiefenbach. 
 

Sachverhalt und rechtliche Grundlagen 
 
Seit 1.1.2024 ist das Bundesrecht zur Kommunalen Wärmeplanung in Kraft. Seit dem 1.1.2025 ist jede 
bayerische Kommune nach Landesrecht (Verordnung zur Ausführung energiewirtschaftlicher Vor-
schriften – AVEn) als planungsverantwortliche Stelle zur Durchführung der Kommunalen Wärmepla-
nung verpflichtet. Kommunen unter 10.000 Einwohner können nach dem vereinfachten und nach dem 
verkürzten Verfahren arbeiten. Es können beide Verfahren kombiniert werden und gemeinsam zur 
Anwendung kommen.  
 
Verkürztes Verfahren: 
Mit der durchzuführenden Eignungsprüfung können Gebiete identifiziert werden, die offensichtlich für 
ein Wärmenetz oder Wasserstoffnetz mit hoher Wahrscheinlichkeit nach ungeeignet sind (z.B. Fehlen 
von Gas- und Wärmenetzen sowie geringen Wärmebedarfen aufgrund der vorhandenen Siedlungs-
struktur). Diese ungeeigneten (Teil)gebiete können gezielt auf dezentrale Lösungen wie Wärmepum-
pen oder Biomasse-Heizsysteme ausgerichtet werden. Die weitere Untersuchung erstreckt sich dann 
nur auf Teilgebiete, in denen ein Wärme- oder Wasserstoffnetz wahrscheinlicher ist. 
 
Vereinfachtes Verfahren: 
Das vereinfachte Verfahren beinhaltet prozessuale Vereinfachungen bei der Erstellung der Wärmepla-
nung, insbesondere bei Datenerhebungs- und Berichtspflichten, Prozesse können standardisiert wer-
den. 
Beispiele: 

- Verzicht auf die Erhebung weniger relevanter Daten bzw. Nutzung von Bedarfswerten anstatt 
der Erhebung von Verbrauchswerten 

- Verzicht auf die Darstellung weniger relevanter Ergebnisse 
- Verzicht auf die Ausarbeitung einer Verstetigungsstrategie und eines Controlling-Konzepts 
- Reduzierte Anforderungen an den Beteiligungsprozess 
- Verzicht auf gesonderte Veröffentlichung der jeweiligen Ergebnisse aus den Planungsphasen 

 
Die kommunale Wärmeplanung muss bis spätestens 30.06.2028 fertiggestellt sein. 
 
Nach § 25 des Gesetzes für die Wärmeplanung und zur Dekarbonisierung der Wärmenetze (WPG) müs-
sen Wärmepläne mindestens alle 5 Jahre überprüft und Fortschritte bei der Umsetzung überwacht 
werden. Bei Bedarf ist der Wärmeplan zu überarbeiten und anzupassen (Fortschreibung). Bezüglich 
der Finanzierung der Fortschreibung gibt es derzeit noch keine Aussage von Seiten des Freistaats Bay-
ern. 
 

Auswirkungen auf Bürger 
 
Bis zum 30.06.2028 müssen bei einem Heizungstausch die Vorgaben des § 71 Abs. 1 Gebäudeenergie-
gesetz (GEG) – mind. 65% EE-Anteil… – noch nicht beachtet werden. 
 
Die Ausarbeitung und der Beschluss des Wärmeplans hat keine Auswirkungen bezüglich dieser Vor-
schrift. 
 



Erst die Ausweisung eines konkreten Wärmenetz- oder Wasserstoffnetzausbaugebietes würde Rechts-
folgen bzgl. eines Heizungstausches auslösen (§ 71 Abs. 8 Sätze 2 und 3 GEG). Die konkrete Gebiets-
festsetzung würde die Anforderungen nach § 71 Abs. 1 GEG bereits einen Monat nach Bekanntgabe 
der Entscheidung in Kraft setzen. 
 
Die Wärmeplanung ist noch keine konkrete Wärmenetzplanung und stellt ein unverbindliches (nicht 
rechtsverbindliches) strategisches Planungsinstrument dar.  
 

Kosten 
 
Mit der neuen Aufgabe der kommunalen Wärmeplanung entstehen den Städten und Gemeinden zu-
sätzliche Kosten für die Erstellung der Fachgutachten sowie Verwaltungs- und Personalkosten. Diese 
werden seitens des Freistaat Bayern ausgeglichen. Der Kostenausgleich wurde zwischen dem Bay. 
StMWi sowie dem Bay. Städtetag und dem Bay. Gemeindetag auf Grundlage einer detaillierten Kos-
tenschätzung ausgehandelt. 
 
Gemeinden mit einer Einwohnerzahl von 5.000 bis unter 7.500 erhalten einen pauschalen Kostenaus-
gleich in Höhe von 52.100 €. Die Auszahlung erfolgt in zwei Tranchen, zu Beginn der Wärmeplanung 
auf Antrag der Gemeinde sowie nach Einreichung des erstellten Wärmeplans. 
 
Es handelt sich nicht um eine Förderung, somit ist keine Nachweispflicht gegeben. 
 
Aufgrund der Änderung der Verwaltungsvorschrift zum öffentlichen Auftragswesen (VVöA) ist bis zu 
einer Wertgrenze von 100.000 € ein Direktauftrag möglich. 
 
Der bereits erstellte Energienutzungsplan stellt eine fundierte Grundlage für die kommunale Wärme-
planung dar. Nachdem die IfE GmbH bereits den Energienutzungsplan für die Gemeinde Tiefenbach 
ausgearbeitet hat und dadurch mit den Strukturen und Besonderheiten im Gemeindegebiet bereits 
vertraut ist, könnte die IfE GmbH auch mit der Durchführung der kommunalen Wärmeplanung beauf-
tragt werden. 
 
Das Angebot der IfE GmbH vom 03.06.2025 i.H.v. 40.698,00 € brutto könnte vollständig über den Kon-
nexitätsausgleich gedeckt werden. 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet die Erarbeitung der kommunalen Wärmeplanung für 
das Gemeindegebiet Tiefenbach durch das Institut für Energietechnik IfE GmbH an der Ostbayeri-
schen Technischen Hochschule Amberg-Weiden und empfiehlt dem Gemeinderat, die entspre-
chende Auftragserteilung zu beschließen. 

Abstimmung:              8 : 0 
(ohne GRin Roßgoderer)  

 

 
Tiefenbach, den 12.06.2025 
 
Der Vorsitzende       Der Protokollführer 
gez.         gez.  
            
Christian Fürst,        Christian Sommer,  
1. Bürgermeister       Leiter Bauverwaltung 
    


